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Salome Müller

EinOnlinetreffenaneinemAbend
imMai, sechsMenschen erschei-
nen auf Zoom. Sie kommen aus
Syrien, Eritrea, Afghanistan, sie
alle sind in die Schweiz geflüch-
tet. An diesem Abend haben sie
eine politische Mission: Als Mit-
glieder der Kommission «Abge-
wiesene Asylsuchende» bespre-
chen sie, was sich für Personen
ändern soll, die einen negativen
Entscheid erhaltenhaben.DieGe-
flüchteten reden Hochdeutsch,
hören einander aufmerksam zu.
Einmal fragt jemand in die Run-
de: «Isch guet?»Die anderen ant-
worten: «Isch guet.»

RoksanKasem istVorsitzende
derKommission, sie leitet dieDis-
kussion und schaut, dass alle zu
Wort kommen.Sie sagt: «DieAb-
gewiesenen haben keine Rechte,
sindvon derGesellschaft isoliert.
Es ist, als würden sie seit Jahren
eine Corona-Krise erleben.»

Kasem ist 33 Jahre alt und vor
sechs Jahrenmit ihremMannund
den Zwillingen aus Syrien in die
Schweiz geflohen. Sieweiss,was
Isolation bedeutet: Zwei Jahre
blieb sie in der Asylunterkunft,
hatte kaumKontaktmit anderen
Menschen. Heute lebt die Fami-
lie im Kanton Zürich, alle besit-
zen eine B-Bewilligung.

Kasems Gruppe bereitet sich
auf das erste Flüchtlingsparla-
ment der Schweiz vor, es tagt am
6. Juni in der Dreifaltigkeitspfar-
rei in Bern. Die Flüchtlingsses-
sion ist ein Projekt des «Natio-
nal Coalition Building Institute»,
derVerein kämpft gegen Rassis-
mus undVorurteile. Das Projekt

will, dass geflüchtete Menschen
eine Stimme bekommen und
sich politisch äussern können.
Dassmit ihnen geredetwird statt
über sie.

75 Geflüchtete aus 15 Ländern
haben sich in den vergangenen
Wochenvirtuell in neunverschie-
denen Kommissionen getroffen.
Sie haben sich zu Themen wie
«Bildung», «Psychische undme-
dizinische Gesundheit», «Siche-
re Fluchtwege» oder «F-Status»
beraten. Sie haben sich mit dem
Schweizer Asylrecht beschäftigt
und mithilfe von Experten Vor-
schläge formuliert, wie das Le-
ben für Migrantinnen und Mig-
ranten besserwerden könnte.

An der Flüchtlingssession
wird jede Kommission bis zu drei
Forderungen einbringen. Die
Geflüchtetenwerden darüber be-
raten,Änderungsvorschlägema-
chen und abstimmen, welche
zehn Anliegen dem eidgenössi-
schen Parlament übergebenwer-
den sollen.

Die Forderung: Eine
Ausbildungmachen dürfen
In diesen Tagen wird auch die
Frauensessionvorbereitet, die im
Oktober imBundeshaus stattfin-
det. Frauen aus allen Kantonen
können sich bis zum 7. Juni für
das Frauenparlament wählen
lassen, mehr als 1400 kandidie-
ren für einen der 246 Sitze. Die
Gewählten werden in acht ver-
schiedenen Kommissionen poli-
tischeAnliegen ausarbeiten und
ebenfalls dem eidgenössischen
Parlament überreichen.

Die Frauensession ist ein Pro-
jekt vonAlliance F,Anlass ist das

Jubiläum50 Jahre Frauenstimm-
recht. Sophie Achermann, Ge-
schäftsführerin von Alliance F,
sagt: «Wir schliessen an die ers-
te Frauensession 1991 an und
wollen aufzeigen,was sich noch
verändern muss.»

Die Beteiligten stecken viel
Zeit und Hoffnungen in ihre
Arbeit. Aber was bringen solche
alternativen Partizipationsfor-
men? Können sie politisch tat-
sächlich etwas bewirken?

Daniel Kübler ist Politikwis-
senschaftler an der Universität
Zürich und sagt, dass in den ver-
gangenen 20 Jahren die Rolle der
Parteien schwächerund das poli-
tischeEngagement derMenschen
individueller geworden sei. Dar-
aus seien neue Partizipations-
formen entstanden: «Betroffene
machen Politik entgegen einer
politischen Mehrheit.»

Kübler nennt als Beispiel die Ju-
gendsession,die es inderSchweiz
seit den 90er-Jahren gibt. Laut
einemBericht des Bundesrats hat
die Jugendsession zwischen 1991
und 2015 beimParlament 123 Pe-
titionen eingereicht. Zehn davon
wurden im Rahmen eines or-
dentlichen Geschäfts behandelt,
vier in ein Postulat umgewandelt.
Der politische Einfluss solcher
Sessionen ist marginal.

Die Kommission «Abgewiese-
ne Asylsuchende» einigt sich an
der Zoom-Sitzung nach zwei
StundenDiskussion auf drei For-
derungen. Eine lautet: «Abge-
wieseneAsylsuchende sollen das
Recht haben, eine Lehre oder
Ausbildung zu besuchen. Bei
einem Negativentscheid sollen
sie diese abschliessen können.»

Die Kommission begründet
die Forderung damit, dass auch
Menschenmit einemNegativent-
scheid das Recht hätten, etwas
Sinnvolles zu machen. Sie
schreibt: «Die Schweiz profitiert
von derArbeit von abgewiesenen
Asylsuchenden.» Kehre die ab-
gewiesene Person irgendwann
trotzdem in ihr Herkunftsland
zurück, leiste die Schweiz somit
indirekte Entwicklungshilfe.

Die Geflüchteten fassen die
Hoffnung auf ein besseres Leben
in ein Argument, das die Nütz-
lichkeit für die SchweizerGesell-
schaft betont.

Politologe Kübler sagt, es sei
wichtig, auf die Stimmen der
Flüchtlinge zu hören. Die Son-
dersession werde aber kaum et-
was an ihrer Lage in der Schweiz
ändern. «Ihre Situation ist ja
politisch so gewollt.»

Die Frauensession hingegen hat
laut KüblermehrPotenzial. Frau-
en stellten die Mehrheit der Be-
völkerung, seien stimm- und
wahlberechtigt. Kübler sagt, Poli-
tik sei einWettbewerb der Ideen:
«Wenn an der Frauensession
neue Impulse entstehen, ist es
gutmöglich, dass sie vom Parla-
ment aufgenommen werden.»

Veränderung braucht
Zeit und Ausdauer
Bei den Teilnehmenden können
solche Sondersessionen zudem
viel bewirken. Wie die Jugend-
session dienen die Flüchtlings-
und die Frauensession der poli-
tischen Bildung. Die Beteiligten
spielen durch,wie die Institutio-
nen funktionieren, lernen die Le-
gislativtechniken kennen. Und
bekommen ein neues Bewusst-
sein. Für die Frauen bedeutet es
die Erkenntnis, dass der Einstieg
in die Politik leichter ist als ge-
dacht. Für die Geflüchteten be-
deutet es ein Fundament, auf
dem sie aufbauen können.

Marlène Gerber, Politologin
und Co-Leiterin vonAnnée Poli-
tique Suisse an der Universität
Bern, sagt: «Das Flüchtlingspar-
lament schafft den Geflüchteten
einen Zugang zum politischen

System.» Dies habemehr als nur
symbolische Bedeutung: Die
Teilnehmenden vernetzen sich
miteinander, bestärken sich
gegenseitig über ein gemeinsa-
mesAnliegen, schaffen Sichtbar-
keit für eine Gruppe, die in der
öffentlichenWahrnehmung nur
am Rande existiert.

Roksan Kasem setzt grosse
Hoffnung in diese Sichtbarkeit.
Die Situation der Flüchtlinge sei
versteckt. Die wenigsten Men-
schenwürdenwissen,wie es ih-
nen geht. «Mit dem Flüchtlings-
parlament gibt es für die Ge-
flüchteten zum ersten Mal eine
offizielle Plattform.»

Kasemweiss,wie viel Zeit und
Ausdauer es braucht, Ziele zu er-
reichen. Sie will sich seit fünf
Jahren zur Sozialpädagogin aus-
bilden lassen, ist wegen fehlen-
der finanzieller Möglichkeiten
bisher aber gescheitert.Und auch
die aktuelle Frauensession zeigt,
wie langwierig manche Dinge
sind: DieAnerkennung von Frei-
willigen- und Familienarbeitwar
schon an der Frauensession 1991
traktandiert.

Kasem sagt: «Die Schweizer
Frauen mussten Jahrzehnte
kämpfen, damit ihre Stimme in
der Politik überhaupt zählt. Sie
haben nicht aufgegeben.Wir ge-
ben auch nicht auf.»

Wer wie Kasem in einem
fremden Land eine neue Existenz
aufbauen musste, definiert Er-
folg wohl auch anders, ist
zwangsläufig geduldiger und
hartnäckiger.Kasem sagt: «Wenn
nur einer der zehn Vorschläge
vom Parlament aufgenommen
würde, wäre dies wahnsinnig.»

Flüchtlingemachen Politik
Sondersessionen Am 6. Juni tagt das erste Flüchtlingsparlament der Schweiz – zurzeit finden auchWahlen
für die Frauensession im Oktober statt. Was können solche alternativen Plattformen bewirken?

«Wenn nur
einer der zehn
Vorschläge
vomParlament
aufgenommen
würde, wäre dies
wahnsinnig.»
Roksan Kasem
Geflüchtete aus Syrien

Das Flüchtlingsparlament will die Situation von Geflüchteten in der Schweiz verbessern: Asylsuchende in einer Unterkunft in Biasca. Foto: Francesca Agosta (Keystone)

Sophie Achermann (links),
Roksan Kasem.


